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Teil I
Gerichtsverfassung

1. Abschnitt
Gerichte

§ 1

Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird durch unabhängige, von den Verwal-
tungsbehörden getrennte Gerichte ausgeübt.

§ 2

Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit sind in den Ländern die Verwal-
tungsgerichte und je ein Oberverwaltungsgericht, im Bund das Bundesverwal-
tungsgericht mit dem Sitz in Leipzig.

§ 3

(1) Durch Gesetz werden angeordnet

1.0die Errichtung und Aufhebung eines Verwaltungsgerichts oder eines Ober-
verwaltungsgerichts,

2.0die Verlegung eines Gerichtssitzes,

3.0Änderungen in der Abgrenzung der Gerichtsbezirke,

4.0die Zuweisung einzelner Sachgebiete an ein Verwaltungsgericht für die Be-
zirke mehrerer Verwaltungsgerichte,

4a.die Zuweisung von Verfahren, bei denen sich die örtliche Zuständigkeit nach 
§ 52 Nr. 2 Satz 1, 2 oder 4 bestimmt, an ein anderes Verwaltungsgericht oder an
mehrere Verwaltungsgerichte des Landes,

5.0die Errichtung einzelner Kammern des Verwaltungsgerichts oder einzelner
Senate des Oberverwaltungsgerichts an anderen Orten,

6.0der Übergang anhängiger Verfahren auf ein anderes Gericht bei Maßnah-
men nach den Nummern 1, 3, 4 und 4a, wenn sich die Zuständigkeit nicht nach
den bisher geltenden Vorschriften richten soll.

(2) Mehrere Länder können die Errichtung eines gemeinsamen Gerichts oder
gemeinsamer Spruchkörper eines Gerichts oder die Ausdehnung von Gerichtsbe-
zirken über die Landesgrenzen hinaus, auch für einzelne Sachgebiete, vereinbaren.

§ 4
1Für die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit gelten die Vorschriften des

Zweiten Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 2Die Mitglieder und
drei Vertreter des für Entscheidungen nach § 99 Abs. 2 zuständigen Spruchkörpers
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bestimmt das Präsidium jeweils für die Dauer von vier Jahren. 3Die Mitglieder und
ihre Vertreter müssen Richter auf Lebenszeit sein.

§ 5

(1) Das Verwaltungsgericht besteht aus dem Präsidenten und aus den Vor-
sitzenden Richtern und weiteren Richtern in erforderlicher Anzahl.

(2) Bei dem Verwaltungsgericht werden Kammern gebildet.

(3) 1Die Kammer des Verwaltungsgerichts entscheidet in der Besetzung von
drei Richtern und zwei ehrenamtlichen Richtern, soweit nicht ein Einzelrichter
entscheidet. 2Bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung und bei
Gerichtsbescheiden (§ 84) wirken die ehrenamtlichen Richter nicht mit.

§ 6

(1)01Die Kammer soll in der Regel den Rechtsstreit einem ihrer Mitglieder als
Einzelrichter zur Entscheidung übertragen, wenn

1.0die Sache keine besonderen Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher
Art aufweist und

2.0die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat.
2Ein Richter auf Probe darf im ersten Jahr nach seiner Ernennung nicht Einzel-
richter sein.

(2)0Der Rechtsstreit darf dem Einzelrichter nicht übertragen werden, wenn
bereits vor der Kammer mündlich verhandelt worden ist, es sei denn, dass inzwi-
schen ein Vorbehalts-, Teil- oder Zwischenurteil ergangen ist.

(3)01Der Einzelrichter kann nach Anhörung der Beteiligten den Rechtsstreit
auf die Kammer zurückübertragen, wenn sich aus einer wesentlichen Ände-
rung der Prozesslage ergibt, dass die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung
hat oder die Sache besondere Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher
Art aufweist. 2Eine erneute Übertragung auf den Einzelrichter ist ausgeschlossen.

(4)01Beschlüsse nach den Absätzen 1 und 3 sind unanfechtbar. 2Auf eine unter-
lassene Übertragung kann ein Rechtsbehelf nicht gestützt werden.

§§ 7-8

(weggefallen)

§ 9

(1) Das Oberverwaltungsgericht besteht aus dem Präsidenten und aus den
Vorsitzenden Richtern und weiteren Richtern in erforderlicher Anzahl.
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(2) Bei dem Oberverwaltungsgericht werden Senate gebildet.

(3) 1Die Senate des Oberverwaltungsgerichts entscheiden in der Besetzung
von drei Richtern; die Landesgesetzgebung kann vorsehen, dass die Senate in
der Besetzung von fünf Richtern entscheiden, von denen zwei auch ehrenamt-
liche Richter sein können. 2Für die Fälle des § 48 Abs. 1 kann auch vorgesehen
werden, dass die Senate in der Besetzung von fünf Richtern und zwei ehrenamt-
lichen Richtern entscheiden. 3Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 gelten nicht für die
Fälle des § 99 Abs. 2.

§ 10

(1) Das Bundesverwaltungsgericht besteht aus dem Präsidenten und aus
den Vorsitzenden Richtern und weiteren Richtern in erforderlicher Anzahl.

(2) Bei dem Bundesverwaltungsgericht werden Senate gebildet.

(3) Die Senate des Bundesverwaltungsgerichts entscheiden in der Beset-
zung von fünf Richtern, bei Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhand-
lung in der Besetzung von drei Richtern.

§ 11

(1) Bei dem Bundesverwaltungsgericht wird ein Großer Senat gebildet.

(2) Der Große Senat entscheidet, wenn ein Senat in einer Rechtsfrage von
der Entscheidung eines anderen Senats oder des Großen Senats abweichen
will.

(3) 1Eine Vorlage an den Großen Senat ist nur zulässig, wenn der Senat, von
dessen Entscheidung abgewichen werden soll, auf Anfrage des erkennenden
Senats erklärt hat, dass er an seiner Rechtsauffassung festhält. 2Kann der Senat,
von dessen Entscheidung abgewichen werden soll, wegen einer Änderung des
Geschäftsverteilungsplanes mit der Rechtsfrage nicht mehr befasst werden,
tritt der Senat an seine Stelle, der nach dem Geschäftsverteilungsplan für den
Fall, in dem abweichend entschieden wurde, nunmehr zuständig wäre. 3Über die
Anfrage und die Antwort entscheidet der jeweilige Senat durch Beschluss in der
für Urteile erforderlichen Besetzung.

(4) Der erkennende Senat kann eine Frage  von grundsätzlicher Bedeutung
dem Großen Senat zur Entscheidung vorlegen, wenn das nach seiner Auffas-
sung zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung erforderlich ist.

(5) 1Der Große Senat besteht aus dem Präsidenten und je einem Richter der
Revisionssenate, in denen der Präsident nicht den Vorsitz führt. 2Legt ein ande-
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rer als ein Revisionssenat vor oder soll von dessen Entscheidung abgewichen
werden, ist auch ein Mitglied dieses Senats im Großen Senat vertreten. 3Bei ei-
ner Verhinderung des Präsidenten tritt ein Richter des Senats, dem er ange-
hört, an seine Stelle.

(6) 1Die Mitglieder und die Vertreter werden durch das Präsidium für ein Ge-
schäftsjahr bestellt. 2Das gilt auch für das Mitglied eines anderen Senats nach
Absatz 5 Satz 2 und für seinen Vertreter. 3Den Vorsitz im Großen Senat führt der
Präsident, bei Verhinderung das dienstälteste Mitglied. 4Bei Stimmengleichheit
gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

(7) 1Der Große Senat entscheidet nur über die Rechtsfrage. 2Er kann ohne
mündliche Verhandlung entscheiden. 3Seine Entscheidung ist in der vorliegen-
den Sache für den erkennenden Senat bindend.

§ 12

(1) 1Die Vorschriften des § 11 gelten für das Oberverwaltungsgericht entspre-
chend, soweit es über eine Frage des Landesrechts endgültig entscheidet. 2An
die Stelle der Revisionssenate treten die nach diesem Gesetz gebildeten Beru-
fungssenate.

(2) Besteht ein Oberverwaltungsgericht nur aus zwei Berufungssenaten, so
treten an die Stelle des Großen Senats die Vereinigten Senate.

(3) Durch Landesgesetz kann eine abweichende Zusammensetzung des
Großen Senats bestimmt werden.

§ 13

1Bei jedem Gericht wird eine Geschäftsstelle eingerichtet. 2Sie wird mit der er-
forderlichen Anzahl von Urkundsbeamten besetzt.

§ 14

Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten den Gerichten der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit Rechts- und Amtshilfe.
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Durchführungsbestimmungen
zum Gerichtsvollzieherkostengesetz

(DB-GvKostG)

Stand: März 2008

Bayern: Bek vom 5. Juni 2001 (JMBl S. 110)
zuletzt geändert durch Bek vom 9. Januar 2008 (JMBl S. 22)
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I.

Die Landesjustizverwaltungen haben die folgende bundeseinheitliche Neu-
fassung der Durchführungsbestimmungen zum Gerichtsvollzieherkostengesetz
(DB-GvKostG) beschlossen:

A. Grundsätze von allgemeiner Bedeutung 

Zu § 1
Nr. 1

Die Gerichtsvollzieherkosten (GV-Kosten) werden für die Landeskasse erhoben.

Zu § 3
Nr. 2

(1) Gibt die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher einen unvollständi-
gen oder fehlerhaften Auftrag zurück, so ist der Auftraggeber darauf hinzuweisen,
dass der Auftrag als abgelehnt zu betrachten ist, wenn er nicht bis zum Ablauf
des auf die Rücksendung folgenden Monats ergänzt oder berichtigt zurückge-
reicht wird. Wird der Mangel innerhalb der Frist behoben, so liegt kostenrechtlich
kein neuer Auftrag vor. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die Anschrift des
Schuldners unzutreffend und die zutreffende Anschrift der Gerichtsvollzieherin
oder dem Gerichtsvollzieher nicht bekannt ist und der Auftrag deshalb zurückge-
geben wird.

(2) Bei bedingt erteilten Aufträgen gilt der Auftrag mit Eintritt der Bedingung als
erteilt. § 3 Abs. 2 Nr. 3 GvKostG bleibt unberührt.

(3) Es handelt sich grundsätzlich um denselben Auftrag, wenn die Gerichtsvoll-
zieherin oder der Gerichtsvollzieher gleichzeitig beauftragt wird, einen oder 
mehrere Vollstreckungstitel zuzustellen, aufgrund der Titel Vollstreckungshand-
lungen gegen den Schuldner auszuführen und beim Vorliegen der Voraussetzun-
gen nach § 807 Abs. 1 ZPO die eidesstattliche Versicherung abzunehmen (§ 900
Abs. 2 Satz 1 ZPO).

(4) Verbindet der Gläubiger den Vollstreckungsauftrag mit dem Auftrag zur
Abnahme der eidesstattlichen Versicherung (§ 900 Abs. 2 Satz 1 ZPO), so liegt
kostenrechtlich derselbe Auftrag auch dann vor, wenn der Schuldner der soforti-
gen Abnahme der eidesstattlichen Versicherung widerspricht. Widerspricht dage-
gen der Gläubiger der sofortigen Abnahme oder scheitert die sofortige Abnahme
nur deshalb, weil der Schuldner abwesend ist, handelt es sich um zwei Aufträge,
sobald die Voraussetzungen des § 807 Abs. 1 ZPO gegeben sind.
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(5) Bei der Zustellung eines Pfändungs- und Überweisungsbeschlusses an
mehrere Drittschuldner handelt es sich um mehrere Aufträge. Die Zustellungen
an Schuldner und Drittschuldner sind ein Auftrag.

(6) Mehrere Aufträge liegen jedoch vor, wenn der Auftraggeber lediglich als Ver-
treter (z. B. als Inkassounternehmen, Hauptzollamt, Rechtsanwältin oder Rechts-
anwalt) für mehrere Gläubiger tätig wird; maßgebend ist die Zahl der Gläubiger.
Es handelt sich jedoch um denselben Auftrag, wenn mehrere Gläubiger, denen
die Forderung gemeinschaftlich zusteht (z. B. Gesamtgläubiger – § 428 BGB –,
Mitgläubiger – § 432 BGB –, Gesamthandsgemeinschaften), aufgrund eines
gemeinschaftlich erwirkten Titels die Vollstreckung oder die Zustellung des Titels
beantragen.

(7) Die Entgegennahme einer Zahlung im Zusammenhang mit einem Voll-
streckungsauftrag oder einem sonstigen selbständigen Auftrag ist ein Nebenge-
schäft im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 3 GvKostG. Dies gilt auch dann, wenn im
Zeitpunkt der Entgegennahme der Zahlung das Hauptgeschäft bereits ab-
schließend erledigt ist.

Zu § 4
Nr. 3

(1) Ein Vorschuss soll regelmäßig nicht erhoben werden bei

a) Aufträgen von Behörden oder von Körperschaften, Anstalten oder Stiftungen
des öffentlichen Rechts, auch soweit ihnen keine Kostenfreiheit zusteht,

b) Aufträgen, deren Verzögerung dem Auftraggeber einen unersetzlichen Nachteil
bringen würde,

c) Aufträgen zur Erhebung von Wechsel- oder Scheckprotesten.

(2) Bei der Einforderung des Vorschusses ist der Auftraggeber darauf hinzuwei-
sen, dass der Auftrag erst durchgeführt wird, wenn der Vorschuss gezahlt ist und
dass der Auftrag als zurückgenommen gilt, wenn der Vorschuss nicht bis zum
Ablauf des auf die Absendung der Vorschussanforderung folgenden Kalender-
monats bei der Gerichtsvollzieherin oder dem Gerichtsvollzieher eingegangen ist.

(3) Für die Einhaltung der Fristen nach § 3 Abs. 4 Satz 5 und § 4 Abs. 2 Satz 2
GvKostG ist bei einer Überweisung der Tag der Gutschrift auf dem Dienstkonto
und bei der Übersendung eines Schecks der Tag des Eingangs des Schecks
unter der Voraussetzung der Einlösung maßgebend.

(4) Die Rückgabe der von dem Auftraggeber eingereichten Schriftstücke darf
nicht von der vorherigen Zahlung der Kosten abhängig gemacht werden.

(5) Bei länger dauernden Verfahren (z. B. Ratenzahlung, Ruhen des Verfah-
rens) können die Gebühren bereits vor ihrer Fälligkeit (§ 14 GvKostG) vorschuss-
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weise erhoben oder den vom Schuldner gezahlten Beträgen (§ 15 Abs. 2
GvKostG) entnommen werden.

Zu § 5
Nr. 4

(1) Solange eine gerichtliche Entscheidung oder eine Anordnung im Dienstauf-
sichtswege nicht ergangen ist, hat die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvoll-
zieher auf Erinnerung oder auch von Amts wegen unrichtige Kostenansätze rich-
tigzustellen (vgl. Nr. 7 Abs. 4). Soweit einer Erinnerung abgeholfen wird, wird sie
gegenstandslos.

(2) Hilft die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher einer Erinnerung
des Kostenschuldners nicht oder nicht in vollem Umfang ab, so ist sie mit den
Vorgängen der Bezirksrevisorin oder dem Bezirksrevisor vorzulegen. Dort wird
geprüft, ob der Kostenansatz im Verwaltungsweg zu ändern ist oder ob Anlass
besteht, für die Landeskasse ebenfalls Erinnerung einzulegen. Soweit der Erinne-
rung nicht abgeholfen wird, veranlasst die Bezirksrevisorin oder der Bezirksrevisor,
dass die Erinnerung mit den Vorgängen unverzüglich dem Gericht vorgelegt wird.

(3) Alle gerichtlichen Entscheidungen über Kostenfragen hat die Gerichtsvoll-
zieherin oder der Gerichtsvollzieher der zuständigen Bezirksrevisorin oder dem
zuständigen Bezirksrevisor mitzuteilen, sofern diese nicht nach Absatz 2 an dem
Verfahren beteiligt waren.

Zu § 7
Nr. 5

Hilft die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher einem Antrag des
Kostenschuldners auf Nichterhebung von GV-Kosten wegen unrichtiger Sachbe-
handlung nicht oder nicht in vollem Umfang ab, so ist die Entscheidung dem
Kostenschuldner mitzuteilen. Erhebt dieser gegen die Entscheidung Einwendun-
gen, so legt die Gerichtsvollzieherin oder der Gerichtsvollzieher die Vorgänge
unverzüglich mit einer dienstlichen Äußerung der unmittelbaren Dienstvorgesetz-
ten oder dem unmittelbaren Dienstvorgesetzten (§ 2 Nr. 2 GVO) vor. Von dort wird
die Bezirksrevisorin oder der Bezirksrevisor beteiligt; die Nichterhebung der
Kosten nach § 7 Abs. 2 Satz 3 GvKostG im Verwaltungsweg wird angeordnet,
wenn die Voraussetzungen hierfür erfüllt sind. Anderenfalls wird zunächst geprüft,
ob der Kostenschuldner eine Entscheidung im Verwaltungswege oder eine
gerichtliche Entscheidung begehrt. Nach dem Ergebnis der Prüfung entscheidet
die Dienstvorgesetzte oder der Dienstvorgesetzte entweder selbst oder legt die
Vorgänge mit der Äußerung der Gerichtsvollzieherin oder des Gerichtsvollziehers
dem Amtsgericht (§ 7 Abs. 2 i.V.m. § 5 Abs. 2 GvKostG) zur Entscheidung vor.
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Zu § 13
Nr. 6

(1) Von Prozessbevollmächtigten oder sonstigen Vertretern des Auftraggebers
sollen Kosten nur eingefordert werden, wenn sie sich zur Zahlung bereit erklärt
haben.

(2) Können die GV-Kosten wegen Bewilligung von Prozesskostenhilfe auch
vom Auftraggeber nicht erhoben werden, so teilt die Gerichtsvollzieherin oder der
Gerichtsvollzieher die nicht bezahlten Kosten ohne Rücksicht auf die aus der
Landeskasse ersetzten Beträge dem Gericht mit, das die Sache bearbeitet hat
(vgl. § 77a GVO). Das gleiche gilt bei gerichtlichen Aufträgen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 805/2004 
DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
zur Einführung eines Europäischen Vollstreckungstitels 

für unbestrittene Forderungen

vom 21. April 2004 (ABl. EU L 143)

zuletzt geändert durch VO vom 22. Oktober 2008 (ABl. L 304 vom 14.11.2008)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN
UNION –

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbeson-
dere auf Artikel 61 Buchstabe c) und Artikel 67 Absatz 5 zweiter Gedankenstrich,

auf Vorschlag der Kommission1),

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags3),

(1) 1Die Gemeinschaft hat sich zum Ziel gesetzt, einen Raum der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts, in dem der freie Personenverkehr gewährleistet ist,
zu erhalten und weiterzuentwickeln. 2Dazu erlässt die Gemeinschaft unter
anderem im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit in Zivilsachen die für das
reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts erforderlichen Maßnahmen.

(2) Am 3. Dezember 1998 nahm der Rat den Aktionsplan des Rates und der Kom-
mission zur bestmöglichen Umsetzung der Bestimmungen des Amsterdamer
Vertrags über den Aufbau eines Raums der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts4) an (Wiener Aktionsplan).

(3) Auf seiner Tagung vom 15. und 16. Oktober 1999 in Tampere bekräftigte der
Europäische Rat den Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher
Entscheidungen als Eckpfeiler für die Schaffung eines echten europäischen
Rechtsraums.

1) ABl. C 203 E vom 27. 8. 2002, S. 86.
2) ABl. C 85 vom 8. 4. 2003, S. 1.
3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 8. April 2003 (ABl. C 64 E vom 12. 3. 2004, S. 79).

Gemeinsamer Standpunkt des Rates vom 6. Februar 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und 
Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 30. März 2004 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht).

4) ABl. C 19 vom 23. 1. 1999, S. 1.
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(4) 1Am 30. November 2000 verabschiedete der Rat ein Programm über Maßnah-
men zur Umsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung gericht-
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen1). 2Dieses Programm sieht
in seiner ersten Phase die Abschaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens,
d.h. die Einführung eines Europäischen Vollstreckungstitels für unbestrittene
Forderungen vor.

(5) Der Begriff „unbestrittene Forderung“ sollte alle Situationen erfassen, in denen
der Schuldner Art oder Höhe einer Geldforderung nachweislich nicht bestritten
hat und der Gläubiger gegen den Schuldner entweder eine gerichtliche Ent-
scheidung oder einen vollstreckbaren Titel, der die ausdrückliche Zustimmung
des Schuldners erfordert, wie einen gerichtlichen Vergleich oder eine öffent-
liche Urkunde, erwirkt hat.

(6) Ein fehlender Widerspruch seitens des Schuldners im Sinne von Artikel 3
Absatz 1 Buchstabe b) liegt auch dann vor, wenn dieser nicht zur Gerichtsver-
handlung erscheint oder einer Aufforderung des Gerichts, schriftlich mitzu-
teilen, ob er sich zu verteidigen beabsichtigt, nicht nachkommt.

(7) Diese Verordnung sollte auch für Entscheidungen, gerichtliche Vergleiche und
öffentliche Urkunden über unbestrittene Forderungen und solche Entscheidun-
gen gelten, die nach Anfechtung von als Europäischer Vollstreckungstitel
bestätigten Entscheidungen, gerichtlichen Vergleichen und öffentlichen Urkun-
den ergangen sind.

(8) 1Der Europäische Rat hat in seinen Schlussfolgerungen von Tampere die Auf-
fassung vertreten, dass der Zugang zur Vollstreckung einer Entscheidung in
einem anderen Mitgliedstaat als dem, in dem die Entscheidung ergangen ist,
durch den Verzicht auf die dort als Voraussetzung einer Vollstreckung erforder-
lichen Zwischenmaßnahmen beschleunigt und vereinfacht werden sollte. 2Eine
Entscheidung, die vom Gericht des Ursprungsmitgliedstaats als Europäischer
Vollstreckungstitel bestätigt worden ist, sollte im Hinblick auf die Vollstreckung
so behandelt werden, als wäre sie im Vollstreckungsmitgliedstaat ergangen.
3So erfolgt beispielsweise im Vereinigten Königreich die Registrierung einer
bestätigten ausländischen Entscheidung nach den gleichen Vorschriften wie
die Registrierung einer Entscheidung aus einem anderen Teil des Vereinigten
Königreichs und darf nicht mit einer inhaltlichen Überprüfung der ausländi-
schen Entscheidung verbunden sein. 4Die Umstände der Vollstreckung dieser
Entscheidung sollten sich weiterhing nach innerstaatlichem Recht richten.

1) ABl. C 12 vom 15. 1. 2001, S. 1.
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(9) Dieses Verfahren sollte gegenüber dem Vollstreckbarerklärungsverfahren der
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen1) einen erheblichen Vorteil bieten, der
darin besteht, dass auf die Zustimmung des Gerichts eines zweiten Mitglied-
staats mit den daraus entstehenden Verzögerungen und Kosten verzichtet
werden kann.

(10) Auf die Nachprüfung einer gerichtlichen Entscheidung, die in einem anderen
Mitgliedstaat über eine unbestrittene Forderung in einem Verfahren ergangen
ist, auf das sich der Schuldner nicht eingelassen hat, kann nur dann verzichtet
werden, wenn eine hinreichende Gewähr besteht, dass die Verteidigungsrechte
beachtet worden sind.

(11) 1Diese Verordnung soll der Förderung der Grundrechte dienen und berücksich-
tigt die Grundsätze, die insbesondere mit der Charta der Grundrechte der
Europäischen Union anerkannt wurden. 2Sie zielt insbesondere darauf ab, die
uneingeschränkte Wahrung des Rechts auf ein faires Verfahren, wie es in Arti-
kel 47 der Charta verankert ist, zu gewährleisten.

(12) Für das gerichtliche Verfahren sollten Mindestvorschriften festgelegt werden,
um sicherzustellen, dass der Schuldner so rechtzeitig und in einer Weise über
das gegen ihn eingeleitete Verfahren, die Notwendigkeit seiner aktiven Teil-
nahme am Verfahren, wenn er die Forderung bestreiten will, und über die Fol-
gen seiner Nichtteilnahme unterrichtet wird, dass er Vorkehrungen für seine
Verteidigung treffen kann.

(13) 1Wegen der Unterschiede im Zivilprozessrecht der Mitgliedstaaten, insbeson-
dere bei den Zustellungsvorschriften, müssen die Mindestvorschriften präzise
und detailliert definiert sein. 2So kann insbesondere eine Zustellungsform, die
auf einer juristischen Fiktion beruht, im Hinblick auf die Einhaltung der Min-
destvorschriften nicht als ausreichend für die Bestätigung einer Entscheidung
als Europäischer Vollstreckungstitel angesehen werden.

(14) 1Alle in den Artikeln 13 und 14 aufgeführten Zustellungsformen sind entweder
durch eine absolute Gewissheit (Artikel 13) oder ein hohes Maß an Wahr-
scheinlichkeit (Artikel 14) dafür gekennzeichnet, dass das zugestellte Schrift-
stück dem Empfänger zugegangen ist. 2In der zweiten Kategorie sollte eine
Entscheidung nur dann als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt werden,
wenn der Ursprungsmitgliedstaat über einen geeigneten Mechanismus verfügt,

1) ABl. L 12 vom 16. 1. 2001, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1496/2002 der Kommission 
(ABl. L 225 vom 22. 8. 2002, S. 13).
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der es dem Schuldner unter bestimmten Voraussetzungen ermöglicht, eine
vollständige Überprüfung der Entscheidung gemäß Artikel 19 zu verlangen,
und zwar dann, wenn das Schriftstück dem Empfänger trotz Einhaltung des
Artikels 14 ausnahmsweise nicht zugegangen ist.

(15) Die persönliche Zustellung an bestimmte andere Personen als den Schuldner
selbst gemäß Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a) und b) sollte die Anforderungen
der genannten Vorschriften nur dann erfüllen, wenn diese Personen das betref-
fende Schriftstück auch tatsächlich erhalten haben.

(16) Artikel 15 sollte auf Situationen Anwendung finden, in denen der Schuldner
sich nicht selbst vor Gericht vertreten kann, etwa weil er eine juristische Per-
son ist, und in denen er durch eine gesetzlich bestimmte Person vertreten
wird, sowie auf Situationen, in denen der Schuldner eine andere Person, ins-
besondere einen Rechtsanwalt, ermächtigt hat, ihn in dem betreffenden
gerichtlichen Verfahren zu vertreten.

(17) Die für die Nachprüfung der Einhaltung der prozessualen Mindestvorschriften
zuständigen Gerichte sollten gegebenenfalls eine einheitliche Bestätigung als
Europäischer Vollstreckungstitel ausstellen, aus der die Nachprüfung und
deren Ergebnis hervorgeht.

(18) Gegenseitiges Vertrauen in die ordnungsgemäße Rechtspflege in den Mit-
gliedstaaten rechtfertigt es, dass das Gericht nur eines Mitgliedstaats beurteilt,
ob alle Voraussetzungen für die Bestätigung der Entscheidung als Euro-
päischer Vollstreckungstitel vorliegen, so dass die Vollstreckung der Entschei-
dung in allen anderen Mitgliedstaaten möglich ist, ohne dass im Voll-
streckungsmitgliedstaat zusätzlich von einem Gericht nachgeprüft werden
muss, ob die prozessualen Mindestvorschriften eingehalten worden sind.

(19) 1Diese Verordnung begründet keine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten, ihr
innerstaatliches Recht an die prozessualen Mindestvorschriften in dieser Ver-
ordnung anzupassen. 2Entscheidungen werden in anderen Mitgliedstaaten
jedoch nur dann effizienter und schneller vollstreckt, wenn diese Mindestvor-
schriften beachtet werden, so dass hier ein entsprechender Anreiz für die Mit-
gliedstaaten besteht, ihr Recht dieser Verordnung anzupassen.

(20) Dem Gläubiger sollte es frei stehen, eine Bestätigung als Europäischer Voll-
streckungstitel für unbestrittene Forderungen zu beantragen oder sich für das
Anerkennungs- und Vollstreckungsverfahren nach der Verordnung (EG) Nr. 44/
2001 oder für andere Gemeinschaftsrechtsakte zu entscheiden.
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(21) Ist ein Schriftstück zum Zwecke der Zustellung von einem Mitgliedstaat in
einen anderen Mitgliedstaat zu versenden, so sollte diese Verordnung, insbe-
sondere die darin enthaltenen Zustellungsvorschriften, zusammen mit der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über die Zustellung
gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen
in den Mitgliedstaaten1), und insbesondere mit deren Artikel 14 in Verbindung
mit den Erklärungen der Mitgliedstaaten nach deren Artikel 23, gelten.

(22) 1Da die Ziele der beabsichtigten Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedstaaten
nicht ausreichend erreicht werden können und daher wegen ihres Umfangs
und ihrer Wirkungen besser auf Gemeinschaftsebene zu erreichen sind, kann
die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags niedergelegten
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 2Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Verhältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht über das
zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(23) Die zur Durchführung dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen sollten
gemäß dem Beschluss 1999/468/EG des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festle-
gung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen
Durchführungsbefugnisse2) erlassen werden.

(24) Gemäß Artikel 3 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Ver-
trag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft beigefügten Protokolls
über die Position des Vereinigten Königreichs und Irlands haben diese Mit-
gliedstaaten mitgeteilt, dass sie sich an der Annahme und Anwendung dieser
Verordnung beteiligen möchten.

(25) Dänemark beteiligt sich gemäß den Artikeln 1 und 2 des dem Vertrag über die
Europäische Union und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügten Protokolls über die Position Dänemarks nicht an der Annah-
me dieser Verordnung, die für Dänemark somit nicht bindend oder anwendbar
ist.

(26) Gemäß Artikel 67 Absatz 5 zweiter Gedankenstrich des Vertrags ist für die in
dieser Verordnung geregelten Maßnahmen ab dem 1. Februar 2003 das Mit-
entscheidungsverfahren anzuwenden –

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

1) ABl. L 160 vom 30. 6. 2000, S. 37.
2) ABl. L 184 vom 17. 7. 1999, S. 23.
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KAPITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1
Gegenstand 

(1) Mit dieser Verordnung wird ein Europäischer Vollstreckungstitel für unbestrit-
tene Forderungen eingeführt, um durch die Festlegung von Mindestvorschriften
den freien Verkehr von Entscheidungen, gerichtlichen Vergleichen und öffentlichen
Urkunden in allen Mitgliedstaaten zu ermöglichen, ohne dass im Vollstreckungs-
mitgliedstaat ein Zwischenverfahren vor der Anerkennung und Vollstreckung ange-
strengt werden muss.

Artikel 2
Anwendungsbereich

(1) 1Diese Verordnung ist in Zivil- und Handelssachen anzuwenden, ohne dass
es auf die Art der Gerichtsbarkeit ankommt. 2Sie erfasst insbesondere nicht Steuer-
und Zollsachen, verwaltungsrechtliche Angelegenheiten sowie die Haftung des
Staates für Handlungen oder Unterlassungen im Rahmen der Ausübung hoheit-
licher Rechte („acta jure imperii“).

(2) Diese Verordnung ist nicht anzuwenden auf 

a) den Personenstand, die Rechts- und Handlungsfähigkeit sowie die gesetzliche
Vertretung von natürlichen Personen, die ehelichen Güterstände, das Gebiet
des Erbrechts einschließlich des Testamentsrechts;

b) Konkurse, Vergleiche und ähnliche Verfahren;

c) die soziale Sicherheit;

d) die Schiedsgerichtsbarkeit.

(3) In dieser Verordnung bedeutet der Begriff „Mitgliedstaaten“ die Mitglied-
staaten mit Ausnahme Dänemarks.

Artikel 3
Vollstreckungstitel, die als Europäischer Vollstreckungstitel 

bestätigt werden 

(1) Diese Verordnung gilt für Entscheidungen, gerichtliche Vergleiche und öffent-
liche Urkunden über unbestrittene Forderungen.

Eine Forderung gilt als „unbestritten“, wenn 
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a) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren ausdrücklich durch Anerkenntnis
oder durch einen von einem Gericht gebilligten oder vor einem Gericht im
Laufe eines Verfahrens geschlossenen Vergleich zugestimmt hat oder

b) der Schuldner ihr im gerichtlichen Verfahren zu keiner Zeit nach den maßgeb-
lichen Verfahrensvorschriften des Rechts des Ursprungsmitgliedstaats wider-
sprochen hat oder

c) der Schuldner zu einer Gerichtsverhandlung über die Forderung nicht erschie-
nen oder dabei nicht vertreten worden ist, nachdem er zuvor im gerichtlichen
Verfahren der Forderung widersprochen hatte, sofern ein solches Verhalten
nach dem Recht des Ursprungsmitgliedstaats als stillschweigendes Zugeständ-
nis der Forderung oder des vom Gläubiger behaupteten Sachverhalts anzu-
sehen ist oder 

d) der Schuldner die Forderung ausdrücklich in einer öffentlichen Urkunde aner-
kannt hat.

(2) Diese Verordnung gilt auch für Entscheidungen, die nach Anfechtung von als
Europäischer Vollstreckungstitel bestätigten Entscheidungen, gerichtlichen Verglei-
chen oder öffentlichen Urkunden ergangen sind.

Artikel 4
Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. „Entscheidung“: jede von einem Gericht eines Mitgliedstaats erlassene Ent-
scheidung ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung wie Urteil, Beschluss, 
Zahlungsbefehl oder Vollstreckungsbescheid, einschließlich des Kostenfest-
setzungsbeschlusses eines Gerichtsbediensteten.

2. „Forderung“: eine Forderung auf Zahlung einer bestimmten Geldsumme, die
fällig ist oder deren Fälligkeitsdatum in der Entscheidung, dem gerichtlichen
Vergleich oder der öffentlichen Urkunde angegeben ist.

3. „Öffentliche Urkunde“:

a) ein Schriftstück, das als öffentliche Urkunde aufgenommen oder registriert
worden ist, wobei die Beurkundung

i) sich auf die Unterschrift und den Inhalt der Urkunde bezieht und 

ii) von einer Behörde oder einer anderen von dem Ursprungsmitgliedstaat
hierzu ermächtigten Stelle vorgenommen worden ist;

oder 

b) eine vor einer Verwaltungsbehörde geschlossene oder von ihr beurkundete
Unterhaltsvereinbarung oder -verpflichtung.
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4. „Ursprungsmitgliedstaat“: der Mitgliedstaat, in dem eine Entscheidung ergan-
gen ist, ein gerichtlicher Vergleich gebilligt oder geschlossen oder eine öffent-
liche Urkunde ausgestellt wurde und in dem diese als Europäischer Voll-
streckungstitel zu bestätigen sind.

5. „Vollstreckungsmitgliedstaat“: der Mitgliedstaat, in dem die Vollstreckung
der/des als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigten Entscheidung, gericht-
lichen Vergleichs oder öffentlichen Urkunde betrieben wird.

6. „Ursprungsgericht“: das Gericht, das mit dem Verfahren zum Zeitpunkt der
Erfüllung der Voraussetzungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a), b), und
c) befasst war.

7. Bei den summarischen Mahnverfahren in Schweden (betalningsföreläggande)
umfasst der Begriff „Gericht“ auch die schwedische kronofogdemyndighet (Amt
für Beitreibung).

KAPITEL II

DER EUROPÄISCHE VOLLSTRECKUNGSTITEL

Artikel 5
Abschaffung des Vollstreckbarerklärungsverfahrens

Eine Entscheidung, die im Ursprungsmitgliedstaat als Europäischer Voll-
streckungstitel bestätigt worden ist, wird in den anderen Mitgliedstaaten anerkannt
und vollstreckt, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass
die Anerkennung angefochten werden kann.

Artikel 6
Voraussetzungen für die Bestätigung als 

Europäischer Vollstreckungstitel

(1) Eine in einem Mitgliedstaat über eine unbestrittene Forderung ergangene
Entscheidung wird auf jederzeitigen Antrag an das Ursprungsgericht als Europä-
ischer Vollstreckungstitel bestätigt, wenn

a) die Entscheidung im Ursprungsmitgliedstaat vollstreckbar ist, und

b) die Entscheidung nicht im Widerspruch zu den Zuständigkeitsregeln in Kapitel II
Abschnitte 3 und 6 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 steht, und

c) das gerichtliche Verfahren im Ursprungsmitgliedstaat im Fall einer unbestritte-
nen Forderung im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) oder c) den Vor-
aussetzungen des Kapitels III entsprochen hat, und
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d) die Entscheidung in dem Mitgliedstaat ergangen ist, in dem der Schuldner 
seinen Wohnsitz im Sinne von Artikel 59 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 hat,
sofern

— die Forderung unbestritten im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b)
oder c) ist,

— sie einen Vertrag betrifft, den eine Person, der Verbraucher, zu einem Zweck
geschlossen hat, der nicht der beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit 
dieser Person zugerechnet werden kann und

— der Schuldner der Verbraucher ist.

(2) Ist eine als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigte Entscheidung nicht
mehr vollstreckbar oder wurde ihre Vollstreckbarkeit ausgesetzt oder einge-
schränkt, so wird auf jederzeitigen Antrag an das Ursprungsgericht unter Verwen-
dung des Formblatts in Anhang IV eine Bestätigung der Nichtvollstreckbarkeit bzw.
der Beschränkung der Vollstreckbarkeit ausgestellt.

(3) Ist nach Anfechtung einer Entscheidung, die als Europäischer Vollstreckungs-
titel gemäß Absatz 1 bestätigt worden ist, eine Entscheidung ergangen, so wird
auf jederzeitigen Antrag unter Verwendung des Formblatts in Anhang V eine
Ersatzbestätigung ausgestellt, wenn diese Entscheidung im Ursprungsmitglied-
staat vollstreckbar ist; Artikel 12 Absatz 2 bleibt davon unberührt.

Artikel 7
Kosten in Verbindung mit dem gerichtlichen Verfahren

Umfasst eine Entscheidung eine vollstreckbare Entscheidung über die Höhe der
mit dem gerichtlichen Verfahren verbundenen Kosten, einschließlich Zinsen, wird
sie auch hinsichtlich dieser Kosten als Europäischer Vollstreckungstitel bestätigt,
es sei denn, der Schuldner hat im gerichtlichen Verfahren nach den Rechtsvor-
schriften des Ursprungsmitgliedstaats der Verpflichtung zum Kostenersatz aus-
drücklich widersprochen.

Artikel 8
Teilbarkeit der Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel

Wenn die Entscheidung die Voraussetzungen dieser Verordnung nur in Teilen
erfüllt, so wird die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel nur für diese
Teile ausgestellt.
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Artikel 9
Ausstellung der Bestätigung als Europäischer 

Vollstreckungstitel

(1) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird unter Verwendung
des Formblatts in Anhang I ausgestellt.

(2) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird in der Sprache
ausgestellt, in der die Entscheidung abgefasst ist.

Artikel 10
Berichtigung oder Widerruf der Bestätigung als

Europäischer Vollstreckungstitel

(1) Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel wird auf Antrag an das
Ursprungsgericht

a) berichtigt, wenn die Entscheidung und die Bestätigung aufgrund eines materiel-
len Fehlers voneinander abweichen;

b) widerrufen, wenn sie hinsichtlich der in dieser Verordnung festgelegten Voraus-
setzungen eindeutig zu Unrecht erteilt wurde.

(2) Für die Berichtigung oder den Widerruf der Bestätigung als Europäischer
Vollstreckungstitel ist das Recht des Ursprungsmitgliedstaats maßgebend.

(3) Die Berichtigung oder der Widerruf der Bestätigung als Europäischer Voll-
streckungstitel können unter Verwendung des Formblatts in Anhang VI beantragt
werden.

(4) Gegen die Ausstellung einer Bestätigung als Europäischer Vollstreckungs-
titel ist kein Rechtsbehelf möglich.

Artikel 11
Wirkung der Bestätigung als Europäischer

Vollstreckungstitel

Die Bestätigung als Europäischer Vollstreckungstitel entfaltet Wirkung nur im
Rahmen der Vollstreckbarkeit der Entscheidung.




